
www.ssoar.info

Pioniere und Nachzügler der Sozialpolitik: die
komplementäre Entstehung von Wohlfahrtsstaat
und Wohlfahrtsmarkt
Köppe, Stephan

Veröffentlichungsversion / Published Version
Zeitschriftenartikel / journal article

Zur Verfügung gestellt in Kooperation mit / provided in cooperation with:
SSG Sozialwissenschaften, USB Köln

Empfohlene Zitierung / Suggested Citation:
Köppe, S. (2008). Pioniere und Nachzügler der Sozialpolitik: die komplementäre Entstehung von Wohlfahrtsstaat und
Wohlfahrtsmarkt. ZeS Report, 13(1), 13-16. https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:0168-ssoar-354207

Nutzungsbedingungen:
Dieser Text wird unter einer Deposit-Lizenz (Keine
Weiterverbreitung - keine Bearbeitung) zur Verfügung gestellt.
Gewährt wird ein nicht exklusives, nicht übertragbares,
persönliches und beschränktes Recht auf Nutzung dieses
Dokuments. Dieses Dokument ist ausschließlich für
den persönlichen, nicht-kommerziellen Gebrauch bestimmt.
Auf sämtlichen Kopien dieses Dokuments müssen alle
Urheberrechtshinweise und sonstigen Hinweise auf gesetzlichen
Schutz beibehalten werden. Sie dürfen dieses Dokument
nicht in irgendeiner Weise abändern, noch dürfen Sie
dieses Dokument für öffentliche oder kommerzielle Zwecke
vervielfältigen, öffentlich ausstellen, aufführen, vertreiben oder
anderweitig nutzen.
Mit der Verwendung dieses Dokuments erkennen Sie die
Nutzungsbedingungen an.

Terms of use:
This document is made available under Deposit Licence (No
Redistribution - no modifications). We grant a non-exclusive, non-
transferable, individual and limited right to using this document.
This document is solely intended for your personal, non-
commercial use. All of the copies of this documents must retain
all copyright information and other information regarding legal
protection. You are not allowed to alter this document in any
way, to copy it for public or commercial purposes, to exhibit the
document in public, to perform, distribute or otherwise use the
document in public.
By using this particular document, you accept the above-stated
conditions of use.

http://www.ssoar.info
https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:0168-ssoar-354207


13

Pioniere und Nachzügler der Sozialpolitik:
Die komplementäre Entstehung von Wohlfahrtsstaat 

 und Wohlfahrtsmarkt

Aus der Wohlfahrtsstaatsfor-
schung ist allgemein bekannt, dass 
Deutschland unter der Federführung 
von Reichskanzler Otto von Bismarck 
als erster Staat nationale Sozialver-
sicherungssysteme einführte. Das 
Konzept verbreitete sich schnell und 
insbesondere europäische Länder 
entwickelten innerhalb eines Jahrhun-
derts umfassende und ausgereifte 
Sozialstaaten (u. a. Frankreich, Däne-
mark, Österreich). Andere Wohlfahrts-
staaten führten Sozialprogramme erst 
spät auf nationaler Ebene ein oder sa-
hen von einer allgemeinverbindlichen 
Implementierung bisher ganz ab (u. a. 
USA, Schweiz, Kanada).

Ausgehend von der Krise der 
Wohlfahrtstaaten in den 1970er Jah-
ren stellt sich jedoch die Frage, wie 
sie sich weiterentwickeln werden. Ne-
ben vielen anderen Reformoptionen 
versprechen insbesondere Märkte 
eine effizientere Ressourcenallokati-
on als der Wohlfahrtsstaat. Zunächst 
können interne Märkte geschaffen 
werden, die effizienteres staatliches 

Handeln ermöglichen. Budgetierung 
und Benchmarking führen z. B. zu 
einem simulierten Wettbewerb inner-
halb von Behörden. Insbesondere 
die Anwendung privatwirtschaftlicher 
Managementmethoden führt zur 
Entstehung interner Märkte in Verwal-
tungsprozessen. Der Staat kann sich 
aber auch als Anbieter zurückziehen, 
um das Feld der sozialen Sicherung 
externen Märkten zu überlassen. Pri-
vatwirtschaftliche Unternehmen bieten 
die Leistungen an und konkurrieren 
um Kunden. Gerade im Gesundheits-
bereich wurde dies sehr eindrucksvoll 
an der Einführung von Quasi-Märkten 
im britischen Gesundheitssektor illus-
triert (Glennerster/Le Grand 1995). 

Die Externalisierung und Ver-
marktlichung von sozialen Gütern 
wird zusammenfassend als Wohl-
fahrtsmarkt bezeichnet (Nullmeier 
2001; Taylor-Gooby 1999). Der Staat 
erbringt die sozialen Leistungen nicht 
mehr selbst, sondern Märkte produ-
zieren und verteilen die sozialen Gü-
ter. Wohlfahrtmärkte dienen demnach 
– wie auch wohlfahrtstaatliche Pro-
gramme – der sozialen Risikopräven-
tion oder -nachsorge, jedoch mit den 
Mitteln des Marktes. Der Wettbewerb 
wird zwar sozialpolitisch reguliert, die 
Produktanbieter konkurrieren aber 

untereinander. Die staatlichen Aufga-
ben beschränken sich damit auf eine 
Regulierung und Subventionierung 
der Wohlfahrtsmärkte. Subventi-
onen können als direkte Zuschüsse, 
als indirekte Steuererleichterungen 
oder als Gutscheine für Sach- und 
Dienstleistungen gewährt werden, 
z. B. allgemeine Bildungsgutscheine 
für öffentliche und private Schu-
len in Schweden. Die Regulierung 
zeichnet sich durch Festsetzung von 
Produktstandards, Lizenzierung, Mo-
nitoring und Sanktionierung aus. Bei-
spielsweise wird ein Marktzugang nur 
gewährt, wenn bestimmte Standards 
eingehalten werden wie bei den Pro-
dukten der deutschen Riester-Rente. 
Außerdem weisen die Wohlfahrtsmär-
kte eine große organisatorische Nähe 
zur Sozialpolitik auf, wenn sie z. B. 
von sozialstaatlichen Behörden regu-
liert und kontrolliert werden bzw. der 
Marktzugang in Sozialgesetzbüchern 
geregelt ist.

 Die sozialpolitische Forschung 
konnte bisher nicht zeigen, wann 
Wohlfahrtsmärkte eingeführt wurden 
und wie etabliert sie in einzelnen 
Ländern sind. Wir wissen noch nicht, 
in welchen Ländern zuerst Wohl-
fahrtsmärkte entstanden sind und in 
welchen Politikfeldern der Wandel 
am weitesten fortgeschritten ist. 
Welche Staaten sind die Pioniere der 
Vermarktlichung? Wer sind die Nach-
zügler? Sind die Pioniere staatlicher 
Wohlfahrt auch die Keimzellen von 
Wohlfahrtsmärkten?

Um diesen Fragen nachzugehen 
werden zunächst Verstaatlichung und 
Vermarktlichung konzeptionalisiert. 
Anschließend wird die Entwicklung 
der Wohlfahrtsstaaten beschrieben 
und das Niveau der Sozialausgaben 
dargelegt. Im dritten Teil werden diese 
Ergebnisse mit der Entstehung einzel-
ner Wohlfahrtsmärkte kontrastiert und 
verdeutlicht, welche komplementären 
Entwicklungen zu beobachten sind. 
Im letzten Kapitel werden die Ergeb-
nisse zusammengefasst und daraus 
resultierende Trends der Sozialpolitik 
erörtert.

1. Verstaatlichung und Ver-

marktlichung

Die Entwicklung der Sozialpolitik 
ist bis Ende des 20. Jahrhundert eine 
fortschreitende Nationalisierung, d. 

h. „eine Expansion staatlicher Herr-
schaftsgewalt [...] – also das An-sich-
Ziehen neuer Verantwortlichkeiten 
und [der] Ausbau der Autonomie 
nationaler Institutionen“ (Leibfried/
Zürn 2006: 37). Im Gegensatz dazu 
sprechen wir von einer Privatisie-
rung, wenn „Verantwortlichkeiten an 
nicht-staatliche Einheiten“ (ebd.), wie 
Verbände, Familien oder Marktakteure 
abgeben werden. Staatliche Organi-
sationsformen, d. h. eine öffentliche 
allgemeinverbindliche Organisation 
und eine demokratische Beteiligung 
bei der Gesetzgebung, werden zu-
gunsten privater weniger allgemein-
verbindlicher Organisationsstrukturen 
aufgeben. Unter den vier Sektoren der 
Wohlfahrtsproduktion (Staat, Markt, 
Verbände, Familie) ist der staatliche 
Sektor der öffentliche.

Eine Vermarktlichung von Sozi-
alpolitik ist demnach eine Form der 
Privatisierung, denn das Organisati-
onsprinzip von Familien und Verbän-
den beruht nicht auf Wettbewerb und 
möglichst effizienter Ressourcenallo-
kation durch den Preismechanismus. 
Familien beruhen auf dem Prinzip der 
Verwandtschaft und gewachsenen 
Beziehungen zueinander; Verbände 
sind freiwillige Gemeinschaften auf 
Gegenseitigkeit, die ihre Interessen 
durch Verhandlungen durchsetzen 
(ausführliche Diskussion bei Zapf 
1981: 391). Vermarktlichung im um-
fassenden Sinne bedeutet also die 
Verschiebung von Verantwortlich-
keiten des Staates, der Familien und 
der Verbände auf Märkte und deren 
Akteure (Unternehmen, Verbraucher 
(-verbände), Arbeitnehmer (Gewerk-
schaften), Arbeitgeber, Aktionäre). 

Im Gegensatz dazu bezeichnet 
Verstaatlichung einen Transfer von 
Verantwortung zum Staat, die sich 
aus den drei anderen Sektoren der 
Wohlfahrtsproduktion speist. Verstaat-
lichung unterscheidet sich deshalb 
zunächst nicht von Nationalisierung. 
Der Unterschied gegenüber Nationali-
sierung liegt lediglich in einer feineren 
Differenzierung zwischen den Sek-
toren der privaten Wohlfahrtspro-
duktion, so dass Verstaatlichung und 
Vermarktlichung kontrastiert werden 
können.

Im Kontext von Wohlfahrtsmärkten 

sind die Sektoren Familie und Verbän-
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de von nachrangigem Interesse. Sie 
unterliegen ebenfalls seit jeher einer 
staatlichen Regulierung und produzie-
ren soziale Güter; die aktuelle haupt-
sächliche Verlagerung dieser vier 
Sektoren zueinander erfolgt derzeit 
jedoch, so die These, auf der Achse 
Staat – Markt. Da die Kürze des Bei-
trages keine ausführliche Diskussion 
der Verlagerungen zwischen den Sek-
toren zulässt, einige exemplarische 

Beispiele aus Deutschland: 

Eine Defamiliarisierung setzte in 
Deutschland im eigentlichen Sinne 
erst im silbernen Zeitalter der Wohl-
fahrtsstaaten ein, paradoxerweise 

also erst nach der Expansionsphase 

der 60er und 70er Jahre (Taylor-
Gooby 2002). In den 1980er Jahren 
erfolgte ein Umdenken in der Sozial-
politik „zugunsten der Familien“ (Pilz 
2004: 40). Auch wenn diese Schritte 
insgesamt noch keinen vollständigen 
Umschwung vom männlichen Er-
nährermodell zu einem ‚adult worker 
model’ bedeuteten, so bewirkten 
Erziehungsgeld, Erziehungsurlaub, 
das Anrecht auf einen Halbtags-
kindergartenplatz, Anrechnung von 
Kindererziehungszeiten in der ge-
setzlichen Rentenversicherung und 
Erleichterung von Teilzeitarbeit doch 
einen beachtlichen Wandel. Jedoch 
erst der geplante massive Ausbau der 
Kinderbetreuungsplätze durch das Ta-
gesbetreuungsausbaugesetz (2005) 
und die aktuellen Initiativen der Fami-
lienministerin Ursula von der Leyen 
können einen signifikanten Schritt zur 

Defamiliarisierung bewirken. 

Im dritten Sektor beobachten wir 
eher eine Vermarktlichung – anstatt 
eine Verstaatlichung, wie in der Fami-
lienpolitik. Wohlfahrtsverbände stehen 
neben einem Qualitäts- und Preis-
wettbewerb auch in einem Vertrau-
enswettbewerb mit profitorientierten 

Unternehmen (Bode 2005: 259-262). 
Auf Dauer können die Wohlfahrtsver-
bände nur bestehen, wenn sie be-
triebswirtschaftlich arbeiten und effi-
zienzorientierte Unternehmenspläne 
aufstellen (Nobielski/Pankoke 1996: 
151-153). Ihren Vertrauensvorschub 
müssen sie dabei ebenso behaupten, 
vermarkten und zu einer professio-
nellen Corporate Identity ausbauen, 
wie ihre Qualitäts- und Preispolitik.

Die Beispiele verdeutlichen die 
Verengung der Wohlfahrtsproduktion 
auf die Achse Staat–Markt. Esping-An-
dersen (1985) verkürzte diesen Grund-
konflikt auf die griffige Formel „politics 

against markets“. Wann die Marktinter-
vention der Wohlfahrtsstaaten begann 
und welches Ausmaß sie bisher erreicht 
hat, wird das folgende Kapitel erläutern.

2. Entstehung und Ausga-

benniveau der Wohlfahrts-

staaten

In den letzten dreißig Jahren des 
19. und den ersten dreißig Jahren 
des 20. Jahrhunderts etablierten 
sich in den meisten westlichen De-
mokratien Wohlfahrtsstaaten. Die 
Anfänge lagen häufig in berufstän-
dischen Versicherungsvereinen oder 
auf lokaler Ebene, ehe die sozialen 
Sicherungssysteme zentralisiert und 
verstaatlicht wurden (exemplarisch für 

Deutschland und Frankreich Wagner 
u. a. 2000). Deutschland ist aufgrund 
der bismarckschen Sozialgesetze der 
herausragende Wegbereiter unter 
allen Ländern. Die zunächst freiwillige 
und subventionierte Unfallversiche-
rung wurde bereits 1871 implemen-
tiert (Pflicht seit 1884). Als erste 

Pflichtversicherung wurde aber die 

Krankenversicherung 1883 eingeführt 
(Alber 1987: 28). Bildet man aus den 
durchschnittlichen Gründungsjahren 
der sozialpolitischen Programme eine 
Rangfolge (Schmidt 2005: 182), fällt 
auf, dass die kontinentalen Wohl-
fahrtsstaaten (nicht NL), die skandina-
vischen Länder (nicht FIN) und Groß-
britannien die Pioniere sind (ersten 10 
von 23)1.  Auf den hinteren Rängen 
befinden sich die südeuropäischen 

und angloamerikanischen Wohlfahrts-
staaten. Schweden als idealtypischer 
Vertreter der skandinavischen Länder-
familie landet im vorderen Mittelfeld 
auf Rang 9 und die USA als Parade-
beispiel des angloamerikanischen 
Typus landen abgeschlagen auf Rang 
21, knapp vor der Schweiz und Kana-
da.

Die Entwicklung der Bruttosozial-
ausgabenquoten spiegelt diese Ent-
stehungsgeschichte der Wohlfahrts-
staaten wieder. Die kontinentalen 
Wohlfahrtstaaten hatten schon nach 
dem zweiten Weltkrieg ein relativ ho-
hes Niveau der Sozialleistungsquote 
(über 10 Prozent), welches sich bei 
rund 25 Prozent in den 1980er Jah-
ren stabilisiert. Kein skandinavisches 
Land erreichte 1949 eine Sozialaus-
gabenquote von über 10 Prozent, 
sie überholen aber die kontinentalen 
Wohlfahrtsstaaten in den 1970er 
Jahren und haben 1997 eine durch-
schnittliche Bruttosozialquote von 30 
Prozent. Die angloamerikanischen 

1 Kontinentale Wohlfahrtsstaaten: Bel-
gien, Niederlande, Frankreich, Deutsch-
land, Österreich; skandinavische Wohl-
fahrtstaaten: Dänemark, Finnland, Nor-
wegen, Schweden; angloamerikanische 
Wohlfahrtstaaten: Australien, Neuseeland, 
Japan, Großbritannien, USA, Kanada

Wohlfahrtstaaten sind auch bei den 
Sozialausgaben Nachzügler: In den 
1980er Jahren erreichen sie eine re-
lativ geringe durchschnittliche Sozial-
leistungsquote von 14,5 Prozent. Trotz 
der Konsolidierungsphase der Wohl-
fahrtsstaaten in den 1980er und 90er 
Jahren besitzen sie die zweithöchste 
Steigerungsrate nach den skandina-
vischen Wohlfahrtsstaaten und errei-
chen 1997 eine Sozialleistungsquote 
von 18,4 Prozent (Kittel/Obinger 2003: 
24; Wilensky 1975: 30; eigene Berech-
nungen).

Die Einführungszeitpunkte der 
Sozialprogramme und die Entwicklung 
der Sozialausgaben zeigen, dass 
Deutschland und andere kontinentale 
Wohlfahrtsstaaten Pioniere der sozi-
alen Sicherung sind. Die erst Anfang 
des 20. Jahrhunderts einsetzende 
Industrialisierung in Skandinavien ver-
zögerte die Wohlfahrtsstaatsentwick-
lung. Dennoch wurden in sehr kurzer 
Zeit umfassendere Transfer- und 
Dienstleistungen als in den kontinen-
talen Wohlfahrtstaaten eingeführt, so 
dass sie nach einer rasanten Aufhol-
jagd mittlerweile eine Vorreiterrolle 
einnehmen. Die angloamerikanischen 
Wohlfahrtsstaaten sind als dritte 
Gruppe in jeder Hinsicht Nachzügler, 
denn mit großem Abstand liegen ihre 
Sozialausgaben auf sehr niedrigem 
Niveau. Solange die USA z. B. ihr 
Gesundheitssystem nur auf einige we-
nige Berechtigte beschränken (Medi-
caid), sind keine größeren Zuwächse 
der öffentlichen Sozialausgaben zu 
erwarten.

3. Entwicklung von Wohl-

fahrtsmärkten

So umfangreiche Datensätze, wie 
über die Gründungsjahre der staatli-
chen Sozialprogramme und die Ent-
wicklung der öffentlichen Sozialausga-
ben (Flora/Heidenheimer 1981; OECD 
2007b), liegen für Wohlfahrtsmärkte 
noch nicht vor. Deshalb werden im 
Folgenden drei exemplarische Länder 

(Deutschland – Pionier, Schweden 
– Mittelfeld, USA – Nachzügler) und 
ein exemplarisches Politikfeld (Rente) 

näher betrachtet.

Der US-amerikanische Wohl-
fahrtsstaat wurde erst im Jahre 1935 
durch den New Deal gegründet. Ne-
ben der Arbeitslosenversicherung und 
Familienunterstützung war die staat-
liche Rente (social security) der Eck-
pfeiler des Reformpakets. Die einkom-
mensbezogene Rente musste jedoch 
von Anfang an ohne Bundeszuschüs-
se auskommen und konnte nicht den 
Lebensstandard im Alter sichern. Par-
allel zum New Deal stieg deshalb der 
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Anteil der Bevölkerung, der zusätzlich 
eine private Rentenversicherung ab-
schließt: von 5 Prozent 1935 auf rund 
40 Prozent 1975 (Hacker 2002: 89; 
Prozente beziehen sich auf jegliche 
Rentenversicherungen unabhängig 
von einer wohlfahrtsmarktlichen Re-
gulierung – vgl. Abbildung 1). Die pri-
vaten Rentenversicherungen werden 
anfangs von verschiedenen föderalen 
und nationalen Gesetzen geregelt. 
Die Geburtsstunde eines einheitlichen 
nationalen Wohlfahrtsmarktes fällt in 
das Jahr 1974. Die Implementierung 
des Employee Retirement Income 
Security Acts (ERISA) erfolgt in Anbe-
tracht der sozialpolitischen Relevanz 
sogar relativ spät. Die private Vorsor-
ge wird durch ERISA vereinheitlicht, 
jedoch nicht weniger kompliziert 
(McGill u. a. 2005). Die Regeln gelten 
zunächst nur für abhängig Beschäf-
tige, denn die Rentenfonds werden 
von den Arbeitgebern verwaltet. Erst 
1986 werden individuelle Vorsorge-
pläne möglich. Das umfas-
sende Gesetzeswerk regelt 
Steuererleichterungen für das 
angelegte Vermögen, Über-
tragungsrechte von einem 
Arbeitgeber zum nächsten und 
untersagt Diskriminierungen 
von einzelnen Berufsgruppen 
innerhalb von Betrieben. Der 
vorherige private Markt wurde 
explizit in ein eigenständiges 

sozialpolitisches Regulie-
rungsregime eingebettet. 
Steuererleichterungen dienen 
z. B. als sozialpolitischer 
Anreiz bzw. sozialpolitische 
Kompensation für private Auf-
wendungen. Die USA sind mit 
Abstand Gründungspioniere 
der Wohlfahrtsmärkte, denn 
Schweden und Deutschland 
ziehen erst ein Vierteljahrhun-
dert später (2001) nach.

Beide Länder implemen-
tierten Wohlfahrtsmärkte in 
Form von privaten Zusatz-
versicherungen, die von 
Kürzungen im staatlichen Um-
lagesystem begleitet werden. 
Obwohl die schwedische Prä-
mienrente zeitgleich mit der 
deutschen implementiert wur-
de, skizzierte eine Experten-
kommission schon 1994 die Grund-
züge des Gesetzes; die riesterschen 
Reformvorschläge wurden hingegen 
erst Ende 1999 präsentiert. Schwe-
den baute deshalb auch sechs Jahre 
früher einen Kapitalstock auf, weil 
aufgrund des Kommissionsentwurfes 
bereits im darauf folgenden Jahr 
(1995) zwei Prozent des Einkommens 
in einen staatlichen Rentenfonds 

flossen, dessen Beiträge und Ein-
nahmen später auf die individuellen 
Prämienkonten übertragen wurden. 
Die vollständige Implementation der 
deutschen Riester-Rente erfolgte wie-
derum erst im Januar 2008, denn die 
Beiträge zur privaten Vorsorge sind 
von den anfänglichen ein Prozent des 
Einkommens auf die endgültige Rate 
von vier Prozent gestiegen.

Die Einführungszeitpunkte der 
Wohlfahrtsmärkte zeigen, dass 
die Rollen der Pioniere und Nach-
zügler vertauscht sind. Welche 
Auswirkungen und Dynamiken hat 
die Regulierung jedoch auf die Ver-
sichertenquote und die Rücklagen 
wohlfahrtsmarktlicher Rentenversiche-
rungen? Auch hier sehen wir, dass die 
USA Vorreiter sind. Die Versicherten 
und Rücklagen sind bereits seit Jahr-
zehnten auf einem hohen Niveau (Ab-
bildung 1). Schweden und Deutsch-
land holen erst seit der Einführung mit 

hohen Wachstumsraten auf. Nach der 
Implementierung in Schweden bewirkt 
die verpflichtende Prämienrente au-
genscheinlich einen enormen Anstieg 
der Versichertenquote, die innerhalb 
eines Jahres die US-Quote um 25 
Prozent übertrifft. Trotz hoher Wachs-
tumsraten bleiben aber die Rücklagen 
minimal und gerade in Deutschland 
liegen die Versichertenzahlen weit 
zurück.

Insgesamt können wir also ein 
komplementäres Muster der Entste-
hung und Entwicklung von Wohlfahrts-
markt und -staat feststellen. Pioniere 
unter den Wohlfahrtsstaaten sind 
Nachzügler bei der Konstituierung und 
Entfaltung von Wohlfahrtsmärkten und 
vice versa.

4. Konklusion

Was können wir aus dieser 
Beobachtung schließen? Erstens 
erscheint die Organisationsform 
sozialer Sicherung in Bezug auf die 
Wohlfahrtsproduktion zweitrangig. 
Soziale Güter können sowohl staatlich 
als auch marktlich produziert werden, 
beide Sektoren fungieren als funktio-
nales Äquivalent. Dieser Befund sieht 
jedoch über die konträre Verteilungs-
wirkung der beiden Sektoren hinweg. 
Sozialpolitische Ziele wie Gleichheit, 
Gerechtigkeit und Solidarität können 
auf Märkten nur bedingt erreicht wer-
den. Die Verteilungsfunktion ist nicht 

beliebig auf Märkte übertrag-
bar und erfüllt nicht das Kriteri-
um funktionaler Äquivalenz. 

Zweitens können wir 
prognostizieren, dass die 
Wohlfahrtmärkte in Deutsch-
land und Schweden wachsen 
werden und der US-ameri-
kanische Wohlfahrtsstaat im 
Umkehrschluss noch über 
Wachstumspotenzial verfügt. 
Dies dürfte also auch für die 
jeweiligen Länderfamilien gel-
ten, die von den untersuchten 
Ländern exemplarisch vertre-
ten werden. Das Wachstum 
eines Sektors führt aber nicht 
zwingend zu einem Rückbau 
des komplementären Sektors, 
denn beide Sektoren können 
im Rentensektor einander 
kumulativ ergänzen. Insge-
samt können wir also folgern, 
dass soziale Ungleichheiten in 
Deutschland und Schweden 
zunehmen werden, während 
in den USA unter Umständen 
vermehrt progressive Um-
verteilung möglich erscheint, 
wenn z. B. ein universelles 
staatliches Gesundheitssystem 
eingeführt würde. 

Mit dieser exemplarischen Un-
tersuchung zeichnet sich die weitere 
Forschungsagenda ab, denn die 
Rolle von Pionieren, Mitläufern und 
Nachzüglern in Wohlfahrtsmärkten 
wurde noch nicht umfassend erhoben. 
Ähnlich wie bei der Wohlfahrtsstaats-
forschung benötigen wir eine Daten-
bank, in der die Gründungsjahre der 
Wohlfahrtsmärkte in möglichst vielen 

Quellen: BMAS 2007; GDV 2006: 29; OECD 2007a; PPM 2007; U.S. 
Census Bureau 2006; U.S. Department of Labor 2005-2007. 
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am BIP



16

Politikfeldern und Ländern zusam-
mengetragen werden, um den zukünf-
tige Mix aus Staat und Markt adäquat 

prognostizieren zu können. 
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